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Principienfragen der üſterreichiſchen Gewerbeordnung. 


Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 


I. 


In keinem Gebiete veralten Geſetze ſchneller, als in dem der 
Volkswirthſchaft. Während wir mit dem bürgerlichen Geſetzbuche aus 
dem Jahre 1811 noch leidlich zufrieden ſind, während wir die Ge⸗ 
richtsordnung ſogar ſeit 91 Jahren geduldig mit uns fortſchleppen, 
finden wir die volkswirthſchaftlichen Gefetze, welche aus der Zeitepoche 
von 1850 bis 1860 ſtammen, ſchon unerträglich antiquirt. Bereits 
wurden das Handelskammergeſetz, das Geſetz über die Geldbörſe, das 
Vereinsgeſetz ganz oder zum Theile abgeändert. Die Grundſaͤtze der 
Gewerbeordnung erhielten durch das Coalitionsgeſetz, durch das Geſetz 
über Gewerbegerichte in wichtigen Partien eine andere Richtung. Und 
im gegenwärtigen Augenblicke wird nun neben dem Geſetze über Er⸗ 
werbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, über Marken⸗ und Muſter⸗ 
ſchuz, dann über die Haftpflicht der Unternehmer bei durch ſie ver⸗ 
ſchuldeten Unglücksfällen auch ſelbſt das Gewerbegeſetz vom 20. De⸗ 
cember 1859 von der Regierung in Berathung gezogen. 

Die neuerliche Redaction des Gewerbegeſetzes kann ſich wohl 
kaum darauf beſchränken, nur jene Paragraphe auszulaſſen oder anders 
zu ſtyliſiren, welche durch das Coalittonsgeſetz und das Geſetz über 
Gewerbegerichte theils gänzlich aufgehoben, theils abgeändert wurden. 
Auch die fett Jahren von verſchiedenen Seiten begehrte Beſeitigung 
der Zwangsgenoſſenſchaften dürfte nicht hinreichen, um dem Verlangen 
8 nach einer Reform des Geſetzes vollſtändig gerecht zu 

en. 

Die Reform müßte eben bis zu den oberſten Grundſätzen der 
bisherigen Gewerbeordnung hinanreichen und ſelbſt dieſe der Neuzeit 
entſprechend umgeſtalten. 

Als die öſterreichiſche Gewerbeordnung vom Jahre 1859 gegeben 
ward, ſtand in gar manchen Nachbarſtaaten unſeres großen Reiches 
noch der Zunftzwang ſammt allen ſeinen wenig ſegensreichen Einrich⸗ 


tungen in friſcher Blüthe. Unſere Gewerbeordnung brach Bahn für 
das Gewerbegeſetz des Königreiches Sachſen vom 15. October 1861, 
des Königreiches Baiern vom 30. Jänner 1868, endlich ganz beſon⸗ 
ders des norddeutſchen Bundes vom 13. Juli 1869. Sie erklärte das 
Princip der Gewerbefreiheit als das einzig richtige, und der Erfolg 
der Jahre 1860 bis 1872 bewährte dieſe Maßregel. Aber polizei⸗ 
liche und politiſche Rückſichten einer Zeit, in welcher es in Oeſter⸗ 
reich keine Berfaſſung gab, mögen die Regierung damals gendthigt 
haben, an dem Inſtitute der Zwangsgenoſſenſchaften feſtzuhalten, die 
Arbeiter durch Strafandrohungen von Coalitionen abzuhalten, die 
Preßgewerbe unter ſtaatspolizeiliche Obhut zu ſtellen u. dgl. mehr. 

Heute iſt vieles anders geworden. Wir beſitzen in Oeſterreich 
eine Verfaſſung, wir ſtützen unſere ſtaatsbürgerlichen Rechte auf 
Staatsgrundgeſetze. Mit der politiſchen Freiheit wuchs auch die wirth⸗ 
ſchaftliche Thatkraft, vermehrte ſich der Drang nach Beſeitigung alles 
deſſen, was die wirthſchaftlichen Beſtrebungen durch polizeiliche Maß⸗ 
regeln oder Einſchränkungen hindern und hemmen könnte. Dagegen 
entſtanden inzwiſchen auch viele Einrichtungen, wie z. B. die Arbeiter⸗ 
Kranken⸗ und Invalidencaſſen, die neue Volksſchule, die gewerblichen 
Fachſchulen, die Gewerbegerichte u. ſ. f., welche eine principielle Um⸗ 
geſtaltung des Gewerbegeſetzes abſolut nothwendig machen. 

Nach welchen Grundſaͤtzen ſollte nun bei der Ausarbeitung des 
Gewerbegeſetzes der Zukunft vorgegangen werden? Es liegt uns ge⸗ 
wiß ſehr ferne hier mehr andeuten zu wollen, als was jene Anſtchten, 
welche über die künftigen Prineipien der Gewerbegeſetzgebung in der 
Bevölkerung gang und gäbe find, umfaſſen. 

Vor allem wäre der Kreis der freien Gewerbe nach den An⸗ 
forderungen der Neuzeit noch um alle jene Gewerbe zu vermehren, 
welche bisher nur aus ſtaatspolizeilichen Gründen der Conceſſions⸗ 
pflicht unterlagen, fo z. B die Gewerbe, welche auf mechaniſchem 
oder chemiſchen Wege die Vervielfältigung von literariſchen und arti⸗ 
ſtiſchen Erzeugniſſen oder den Handel mit denſelben zum Gegenſtande 
haben (Buch-, Kupfer-, Stahl, Holz⸗, Steindruckereten ꝛc., dann 
Buch⸗, Kunſt⸗ und Muſikalienhandlungen), ferner die Unternehmungen 
von Leihanſtalten für derlei Erzeugniſſe und von Leſecabineten; end⸗ 
lich die Unternehmungen periodiſcher Perſonentransporte, oder welche 
nur deßhalb der Conceſſionirung bedurften, weil aus Rückſichten des 
öffentlichen Wohles gewiſſe Garantien hinſichtlich der Kenntniſſe und 
praktiſchen Befähigung, dann des vollen Genuſſes der bürgerlichen 
Rechte verlangt werden mußten, wie z. B. bei den Schiffern, Bau⸗ 
meiſtern, Maurern, Steinmetzen, Zimmerleuten, Abdeckern, Nauchfang⸗ 
kehrern einerſeits, bei den Trödlern, Pfandleihern den Inhabern von 
Gaſt⸗ und Schankgewerben ıc. andererſeits. 

Bei den zwei letzteren Kategorien von Gewerben wäre die Be⸗ 
hörde nur für den Fall mit einem Einſpruchsrechte gegen die An⸗ 
meldung zu betrauen, wenn dieſer die erforderlichen Nachweiſe nicht 
geliefert werden. 3 

Gaſt⸗, Schank⸗, dann Platz⸗, Perſouentransport⸗ und Platz⸗Dienſt⸗ 
gewerbe, welche ohnehin nur der ortspolizeilichen Regelung anheimfallen, 
könnten ebenfalls der Conceſſtonirung durch die Gewerbebehörde ent⸗ 
rathen. So würde die Gruppe der conceſſionirten Gewerbe in mehrere 


Kategorien nahezu freier Gewerbe aufgelöst, welche ſich von den ganz 
freien nur durch die Verpflichtung zu gewiſſen Nachweiſungen oder 
Garantien oder durch die Unterwerfung unter die ortspolizeiliche Re⸗ 
gelung unterſcheiden. 

In ganz anderer Weiſe hat das Gewerbegeſetz den Einfluß ge⸗ 
wiſſer Gewerbs⸗ und Induſtriezweige auf die Geſundheit oder Sicher⸗ 
heit des Lebens der Bevölkerung zu regeln. Die moderne Induſtrie 
bedroht durch die Anwendung ſchädlicher und gefährlicher Stoffe und 
Verfahrensweiſen im Großen, und durch die Einflüͤſſe der feſten, 
flüffigen und luftförmigen Ausſcheidungsſtoffe auf die ganze Umgebung 
fo ſehr das Wohl der Menſchen, daß es wohl dringend nothwendig 
erſcheint, der Behörde, wie den hiebei zu Schaden Kommenden ein 
paffendes Einſpruchsrecht gegen ſolche Anlagen oder Betriebsweiſen zu 
gewähren. Allerdings darf dasſelbe nicht in unbegründete Ehikanirung 
ausarten können. Daher wäre die Zahl der Induſtriezweige, welche im 
§ 33 des bisherigen Gewerbegeſetzes aufgeführt werden, noch um 
mehrere neuaufgetauchte oder in weit größerem Maßſtabe als bisher 
erſtehende Induſtriegruppen zu vermehren. Dahin gehören z. B. die 
Etabliſfements zur Erzeugung von Sprengkörpern wie Dualin, Cyal⸗ 
oxylin, Nitroglycerin u. |. w. 

Während alſo die Freiheit des Gewerbes hochzuhalten ill 
muß andererſeits die Freiheit der Bevölkerung gegenüber 
dem ſchädigenden Einfluſſe gewiſſer Zweige des Gewerbes gewahr 
werden. 


Zur Frage, ob ein Weib Mefner fein kann. 


Karoline B. überreichte bei der Bezirkshauptmannſchaft M. fol⸗ 
gende Eingabe: „Seit Anfang dieſes Jahres bin ich vom Pfarramte S. 
als Meßnerin angeſtellt. Nun ſchulden mir die Inſaſſen der zur 
Kirchengemeinde S. gehörigen politiſchen Gemeinde L. annoch die 
Sammlungsgaben, weigern ſich auch dieſelben zu entrichten. Ich bitte 
dieſe Gaben im Wege der politiſchen Execution von denſelben herein⸗ 
zubringen.“ Die Bezirkshauptmannſchaft M. fragte beim Pfarramte 
S. an, ob dasſelbe wirklich eine Meßnerin angeſtellt habe. Das 
Pfarramt entgegnete: „Seitdem, daß der Meßnerdienſt vom Lehrer 
nicht mehr verrichtet werden darf, hat das Pfarramt die Karoline B. 
Gemahlin des Lehrers B., als Meßnerin unter der Bedingung ange⸗ 
ſtellt, daß ſie jene Meßnerdienſte, die ſchicklicher Weiſe von einem 
Frauenzimmer nicht verrichtet werden können, von einem männlichen 
Individuum, welches ſie ſelbſt entlohnen muß, beſorgen laſſe. Es er⸗ 
ſcheint wünſchenswerth, daß die Bezirkshauptmannſchaft der Karoline 
B., welche brav, aber nicht bemittelt iſt, zur Hand gehe.“ Die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft verfügte, daß dem Anſuchen der Karoline B. um 
Einbringung der Meßner⸗Naturalſammlungen keine Folge gegeben 
werden könne, weil die Geſuchſtellerin, welche eine Frauensperſon ſei, 
als Meßner nicht betrachtet werden könne, indem nach den Beſtim⸗ 
mungen des kanoniſchen Rechtes als clericus minor, was der Meß⸗ 
ner iſt, nur ein Mann fungiren ſolle und der Umſtand, daß ſie einen 
Meßnerknecht aufgenommen habe, nur eine Umgehung des Geſetzes zu 
ſein ſcheine.“ Dagegen brachte Karoline B. alſo den Recurs ein: 
„Das Pfarramt hat mich als Meßnerin angeſtellt. Was das Pfarr⸗ 
amt Namens der Kirche in Angelegenheit der kirchlichen Aemter ver⸗ 
fügt, insbeſondere die Anſtellung der Meßner muß der Staat reſpec⸗ 
tiren. Wenn ich auch Weib bin, ſo aſſiſtire ich doch nicht bei der 
Meſſe und thue überhaupt die Dienfte nicht, die Meßner thun, 
allein Meßnerin in dem Sinne, daß ich die Oberaufſicht über den 
Meßnerknecht führe, für die Reinhaltung der Kirche ſorge, daß ich 
überhaupt Alles vom Meßnergeſchäft verrichte, was eine Frau ver⸗ 
richten kann und nur die abſolut Männern vorbehaltenen Dienſte 
dieſem überlaſſe, d. h. durch einen Mann — Meßnerknecht — ver⸗ 
richten laſſe, darf ich ſein. Die Gemeinde wünſcht mich auch als 
Meßnerin.“ 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei, welche die Acten dem biſchöf⸗ 
lichen Ordinariate zur Voräußerung gab, entſchied unterm 22. Februar 
1872, 3. 2036, wie nachſteht: „Nachdem das . . . . Ordinariat die 
vom Pfarramte S. vorgenommene Anſtellung der Karoline B. zum 
Meßnerdienſte nicht gebilligt hat, wird der Beſcheid der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft beftätigt, jedoch die Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, die 
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Einbringung der rückſtändigen Meßnercollectur über Anſuchen der 
Pfarrvorſtehung nöthigenfalls im Zwangswege nach Vorſchrift der 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, durchzufüh⸗ 
ren und weiter dafür zu ſorgen, daß die Forderung der Karoline B. 
für ihre geleiſteten Dienſte berichtiget werde. X. 


Mͤittheilungen aus der Praxis. 


Abſpruch der politiſchen Behörden über die Giltigkeit einer Ehe 
als der Vorfrage der Berichtigung einer Geburtsmatrikel. 
Zur Beurtheilung der Giltigkeit von während der Herrſchaft des 
Geſetzes vom 8. October 1856, R. G. B. Nr. 185, im de 
abgeſchloſſenen Ehen. 


Laut Auszug aus der Geburtsmatrik der Pfarre K. in Oeſter⸗ 
reich wurde Henriette Emma L. am 30. Juni 1864 von Emma 
Marie L. (aus England) geboren und daſelbſt nach katholiſchem Ritus 
getauft. Als Vater ließ ſich im Taufbuche zugleich eintragen Heinrich 
Graf D., katholiſcher Religion, Sohn des Grafen D. in Defter 
reich. 

8 Im Auguſt 1871 brachte der für Henriette Emma L. gericht⸗ 
lich beſtellte Curator Dr. W. bei der Statthalterei ein Geſuch ein, 
in welchem er um die Eintragung der Curandin als ehelichen 
Tochter der obgenannten Eltern bat. Er ſtützte dieſe Bitte auf ein 
vom nordamericaniſchen Conſul in Altona unterm 3. März 1864 
ausgeſtelltes Ehezeugniß. In dieſer Urkunde wird beſtätigt, daß Hein⸗ 
rich Graf D., 22 Jahre alt und Emma Marie L., 30 Jahre alt, 
welche ſich in Altona befinden und im Begriffe find in die ver⸗ 
einigten Staaten auszuwandern, den Wunſch hegen, in den Stand 
der Ehe zu treten, was zu thun ihnen die Geſetze von 
Altona nicht geftatten, daß fie daher den Ehevertrag vor dem 
nordamericaniſchen Conſul abſchließen und die bindende Erklärung 
über die Rechte und Pflichten als Ehegatten vor dieſem abgeben. 
Das Document iſt von den beiden Contrahenten, einem Zeugen und 
dem Conſul gefertigt und mit deſſen Amtsſiegel verſehen. Hiedurch, ſo 
fährt das Geſuch fort, ſei vollkommen erwieſen, daß das Kind in der 
Ehe geboren wurde, es konne daher der geſtellten Bitte kein Hinder⸗ 
niß im Wege ſtehen. 

Die Statthalterei wies das Begehren ab: „Denn nach SS 4 
und 37 a. b. G. B. müſſe die Fähigkeit der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bürger, im Auslande eine Che einzugehen, nach den öſterreichiſchen 
Geſetzen beurtheilt werden. Heinrich Graf D. war aber zur Zeit der 
Eheſchließung, wie das Ehe⸗Document ſelbſt beſagt, erſt 22 Jahre alt, 
daher minderjährig und konnte ſohin nach § 49 a. b. G. B. ohne 
Einwilligung ſeines Vaters, eventuell Vormundes keine giltige Ehe 
eingehen. Eine ſolche Einwilligung liege aber nicht vor, daher könne 
die Ehe, abgeſehen davon, daß im Ehezeugniſſe ſelbſt zugegeben werde 
daß die Geſetze von Altona die Eheſchließung zwiſchen den beiden 
Contrahenten nicht erlauben, nicht für giltig angeſehen und demnach 
auch die begehrte Eintragung nicht verfügt werden.“ 

In dem hiegegen vom Curator eingebrachten Recurſe wurde die 
gegen die Giltigkeit der Ehe erhobene Einwendung der Minderjäh⸗ 
rigkeit beſtritten. Denn dieſe Einwendung könne nach § 94 a. b. 
G. B. nicht mehr gemacht werden. Weder Heinrich Graf D. noch 
deſſen Vater oder Vormund könnten die Giltigkeit der Ehe beſtrei⸗ 
ten, die Ehe ſei längſt convalidirt und daher um ſo mehr als giltig 
anzuſehen, als nach § 99 a. b. G. B. die Vermuthung für die Gil⸗ 
tigkeit der Ehe ſtreite. Uebrigens ſtehe es nicht in der Competenz der 
politiſchen Behörde, die Giltigkeit der Ehe 10 beurtheilen, hiezu feten 
lediglich die Gerichte berufen. Für die politiſche Behörde genüge es, 
daß ein vor einer hiezu berufenen Amtsperſon abgeſchloſſener Ehever⸗ 
trag vorliege und daher könne wohl auch kein Anſtand obwalten, die 
Eigenſchaft der Henriette Emma L. als eheliches Kind im Geburts⸗ 
buche einzutragen. 

Das Miniſterium des Innern gab dem Recurſe mit der Entſchei⸗ 
dung vom 8. März 1872, 3. 2705 keine Folge. 

Wie aus den Entſcheidungsgründen hervorgeht, fand das Mini⸗ 
ſterium die zur Eintragung in die Matrik erforderliche Nachweiſung, 


daß die Ehe giltig geſchloſſen wurde, nicht geliefert. „Denn die Ehe 
müffe in Gemäßheit des Artikels IV, § 1 des Geſetzes vom 25. Mai 
1868, N. G. Bl. Nr. 47 nach dem zur Zeit der Eheſchließung gil⸗ 
tigen Ehegeſetze vom 8. October 1856, R. G. Bl. Nr. 185 beur⸗ 
theilt werden. Nach § 74 des letzteren Ehegeſetzes könnten katholiſche 
Oeſterreicher (D. iſt öſterreichiſcher Unterthan und Katholik) bei einer 
Verehelichung im Auslande jene Form der Cheſchließung, welche die 
Landesgeſetze vorſchreiben oder geſtatten, inſoweit zur Richtſchnur 
nehmen, als dieſelbe den Bedingungen entſpricht, an welche das Tas 
tholiſche Kirchengeſetz in dem Lande, wo die Ehe geſchloſſen wird, 
die Giltigkeit der Ehe knüpſt. Die Beobachtung dieſer Bedingungen 
ſei nicht nur nicht nachgewieſen, ſondern es gehe geradezu aus dem 
Ehezeugniſſe des nordamericaniſchen Conſuls hervor, daß die für 
Altona beſtehenden Geſetze eine ſolche Eheſchließung nicht geftatten. 
Weiters ſei auch die Berechtigung des genannten Conſuls zur Ent⸗ 
gegennahme der feierlichen Erklärung der Cheſchließung nicht dar⸗ 
gethan.“ 8 r. 


Ueber den Begriff von „Kalb“. Zur Auslegung der Fleiſchappalto⸗ 
Verträge in Süd⸗Tirol. 


Dem Thomas Z. wurde der Fleiſchappalto für die Stadt R. 
auf Grund der Vertragsbedingungen vom 12. November 1870 über⸗ 
laſſen. Nach Punkt 6 dieſer Bedingungen darf Niemand neben dem 
Appalto⸗Uebernehmer in der Gemeinde R. Thiere ſchlachten und ihr 
Fleiſch verkaufen, mit Ausnahme der mit dem vorſchriftmäßigen Er⸗ 
werbſteuerſcheine verſehenen Strutzer (sgozzatori), welchen die Fort⸗ 
ſetzung des Verkaufes des Fleiſches vom Kleinvieh (animali minuti) 
frei ſteht; jedoch haben dieſe Struzer dem Appaltatore als Taxe 
für jedes Kalb 60 kr. zu zahlen.“ 

Der Strutzer Benigno C. in R verkaufte nun das Fleiſch ſolcher von 
ihm geſtochener Kälber, welche man mit dem Namen „vitelli erba- 
juoli oder barbini“, d. i. als ſolche bezeichnet, die Gras freſſen, ein 
Gewicht von 1—3 Centner haben und deren Hörner bereits hervor⸗ 
zubrechen beginnen. Ueber Anzeige des Appaltators 3. unterſagte der 
Stadtmagiſtrat dem C. den Verkauf des Fleiſches der vitelli erba- 
juoli oder barbini. C. fügte ſich dieſem Verbote nicht, weil nach 
ſeiner Anſicht ein Kalb ſo lange ein ſolches bleibt, bis es nicht die 
Milchzähne verloren hat; er wurde daher von dem nach §§ 14 und 
15 der behördlich genehmigten Vertragsbeſtimmungen competenten 
Stadtmagiſtrate mit 10 fl. und dann mit 50 fl. Geldſtrafe 
belegt. 

a C. reeurrirte nun an die Bezirkshauptmannſchaft in R., welche 
folgender Weiſe entſchied: „Da die unglückliche Styliſirung des § 6 
des Appaltovertrages den Strutzer C. zur Anſicht verleiten konnte, 
daß er zur Schlachtung und zum Verkaufe der „vitelli erbajuoli“ 
berechtigt ſei; da aber bei Annahme der Anſicht des Strutzers C. das 
Appalto⸗Syſtem illuſoriſch würde; da der $ 6 den Strutzern die 
Fortſetzung des Fleiſchverkaufes vom Kleinvieh geſtattet, alſo auf eine 
bisherige Uebung hinweist; da in R. die Strutzer bisher niemals 
unter der Bezeichnung „Kleinvieh“, deſſen Fleiſch ſie verkauften, auch 
vitelli erbajuoli oder barbini begriffen, — wird C. von den Geld⸗ 
ſtrafen freigeſprochen, jedoch haben ſich C. und die übrigen Strutzer 
in R. jeder Schlachtung und jeden Fleiſchverkaufes der „vitelli erba- 
juoli oder barbini“ zu enthalten, weil ſie nicht zum Kleinvieh ge⸗ 
zählt werden können, von welchem allein die Strutzer nach dem 
Appaltovertrage das Fleiſch auch fernerhin verkaufen dürfen. 

C. und die übrigen Strutzer von R. recurrirten gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung und brachten vor: Der Appaltovertrag berechtige den Strutzer zum 
Verkaufe des Kalbfleiſches ohne Unterſchied; die Zoologie lehre, daß 
Kälber mit erreichtem erſten Lebensjahre zwei Milchzähne wechſeln und 
dann barbini (giovenghi, junger Stier, junge Kuh) genannt wer⸗ 
den; dieſe barbini wechſeln im dritten Jahre alle Milchzähne und 
werden damit Stiere oder Kühe. In den ämtlichen Verzehrungsſteuer⸗ 
tarifen werden Kälber jene genannt, welche die acht Milchzähne noch 
haben und ſolche Thiere zahlen noch die niedere Tarifclaſſe. In 
Trient und Roveredo werden in Abſicht auf Appalto jene Thiere 
Kälber genannt, welche die mitterleren zwei Milchzähne (i due 
mezzani) noch nicht gewechſelt haben. Die Kälber nähren ſich ſchon 
nach einem Monate theils von Gras, theils von Milch, alſo ent⸗ 
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ſcheide der Umſtand des Grasfreſſens gar nichts. Von jeher ſeien die 
Strutzer in R. berechtigt geweſen, Kälber bis zu einem Altersjahre 
abzuſtechen und dieſes Recht der Strutzer ſei durch Statthalterei⸗Er⸗ 
laß vom 15. December, Zahl 7408 (beſtätigt durch Miniſterial⸗Er⸗ 
laß, Z. 2349 — 71) aufrecht erhalten worden. Ueberall werden zum 
Großvieh nur die Ochſen, oder giovenghi, welche die Milchzaͤhne 
wechſelten, gerechnet; ſo lange dieſe Thiere die Milchzähne noch 
haben, zählen ſie zu dem Kleinvieh, zu den Kälbern. Die Zähne 
ſeien entſcheidend, nicht aber die Größe oder das Gewicht eines 
ſolchen Thieres. Dies wiſſe jeder Sachkundige. Selbſt der Magiſtrat 
von Roveredo habe dies gelegenheitlich eines Falles anerkannt. Die 
Recurrenten verlangten die Bewilligung, alle jene Kälber zu ſtechen 
515 zu verkaufen, welche die acht Milchzähne noch im Maule 
aben. 

Die in der Angelegenheit einvernommene Handels- und Ge⸗ 
werbekammer bezeichnete die Unterſcheidung der Kälber als „erba- 
juoli“ oder „barbini“ als eine willkürliche, weil dieſe Bezeichnung 
weder im Appaltovertrage noch in den ärariſchen Verzehrungsſteuer⸗ 
tarifen aufgenommen ſei. Es ſei durch thierärztliche Ausſagen erwie⸗ 
ſen, daß das Junge einer Kuh ſo lange als Kalb zu betrachten ſei, 
bis es die Milchzaͤhne (i due mezzani) gewechſelt habe; dieſer Zähne- 
wechſel beſtimme den Uebergang des Thieres vom Kleinvieh zum 
Großvieh. Dieſe Anſchauung ſtimme auch mit der allgemeinen 
Gewohnheit überein. Es könne daher den Strutzern in R. 
der Verkauf jener Kälber nicht unterſagt werden, welche noch nicht 
die Milchzähne (i due mezzani) gewechſelt haben, weil alle dieſe 
Kälber zum Klein vieh gehören. 

Die Statthaltereiabtheilung in Trient hat ſonach dem Recurſe 
gegen die Entſcheidung des Bezirkshauptmannes Folge gegeben und 
das den Reeurrenten ertheilte Verbot des Stechens und Verkaufes 
der vitelli erbajuoli oder barbini inſoweit behoben, als unter dieſer 
Bezeichnung ſolche Kälber verſtanden werden, welche noch nicht die Milch⸗ 
zähne gewechſelt haben. Die Statthalterei⸗Inſtanz ließ ſich hiebei von 
den Motiven leiten, daß der Punkt 6 den Strutzern den Verkauf 
des Kleinviehes ohne alle Unterſcheidung geſtatte; daß der Tarif nur 
von Kälbern im Allgemeinen ſpreche; daß der ärariſche Verzehrungs⸗ 
ſteuertarif (R. G. Bl. 1862, Nr. 55) nur zwiſchen Kälbern unter 
und über einem Jahre unterſcheide; daß laut thierärztlicher Beſtäti⸗ 
gung für Kälber ſo lange die Kleinviehtaxe bezahlt werde, als die⸗ 
ſelben nicht die Milchzähne gewechſelt haben; daß endlich die vom 
Bezirkshauptmanne feſtgehaltene Auslegung des Appaltovertrages weder 
in deſſen Wortlaute, noch in der bisherigen Gepflogenheit in anderen 
Orten begründet ſei und daher dieſe Interpretation um ſo weniger 
zuläſſig erſcheine, als der die Gewerbefreiheit beſchränkende Appalto 
ſtrenge ausgelegt werden müffe. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff nun der Appaltator Thomas 
3. den Miniſterialrecurs und ſuchte darzulegen, daß der Magi⸗ 
ſtrat in R. den Appaltovertrag nach ſeinem Ermeſſen auslegen und 
die Behörde hierin nicht Einfluß nehmen koͤnne. Der Punkt 6 ge⸗ 
ſtatte den Strutzern, daß ſie den Verkauf des Kleinviehfleiſches fort⸗ 
ſetzen dürfen; es handle ſich alſo nicht um die Milchzähne der 
fraglichen Thiere, ſondern darum, ob letztere als Kleinvieh anzu⸗ 
ſehen find, und ob fie bisher als Kleinvieh angeſehen und von Dem 
Strutzern bisher geſtochen wurden. Bisher ſeien aber von den 
Strutzern nie die barbini oder erbajuoli vitelli geſtochen worden, 
niemand habe ſie als Kleinvieh angeſehen, daher die Strutzer zum 
Stechen und Verkaufe derſelben nicht berechtigt ſeien. Der ärariſche 
Tarif habe gar keine Beziehungen zu jenem für den Appaltator in 
R. Recurrent habe rechtlichen Anſpruch auf den Schutz ſeines Appal⸗ 
tovertrages, der umgeworfen werde, wenn vitelli erbajuoli mit 250 
bis 300 Pfund Gewicht als Kleinvieh angeſehen werden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 13. Jänner 1872, 
Z. 17.977 — 1871 der Berufung des Appaltators Thomas Z. gegen 
die Entſcheidung der Statthaltereiabtheilung, mit welcher die Strutzer 
(sgozzatori) in R. zum Verkaufe des Fleiſches jener Kälber als be⸗ 
rechtigt erklärt wurden, welche noch nicht die Milchzaͤhne (1 due 
mezzani) gewechſelt haben, keine Folge gegeben. D. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landes vertheidigung vom 2. Februar 1872, 
Z. 1209/25 II, betreffend Anweiſungen hinſichtlich des militäriſchen Dienſt ⸗ 
verhältniſſes und der Evidenzhaltung der Urlauber und Nefervemänner. 


Ueber von den Militärbehörden geftellte, zur Entſcheidung vorgelegte, die Aus, 
führung der Inſtruction über das militäriſche Dienſtesverhältniß und die Evidenthal⸗ 
tung der Urlauber und Reſervemänner betreffende Anfragen: 

1. Ob und unter welchen Bedingungen die nach den bisherigen Vorſchriften 
krankheitshalber auf eine beſtimmte Zeit zu beurlaubenden Perſonen des Mannſchafts⸗ 
ftandes kimftighin mit Militärpäſſen betheilt, d. h. dauernd beurlaubt werden 
können und 

2. Wer zur Ausſtellung der Militärpäſſe für jene Recruten berufen iſt, welche 
nach dem Tage der regelmäßigen Einreihung im Delegirungs⸗ oder Requiſitionswege, 
oder auch bei der zuftändigen Stellungscommiſſion zu fremden Truppenkörpern aſſentirt, 
gleichzeitig eingereiht und vom Aſſentplatze dauernd beurlaubt werden, 

hat das k. k. Reichskriegsminiſterium mit der an ſämmtliche General- und die 
betreffenden Militärcommanden unterm 22. Jänner l. I., 3. 166, Abth. 2, erlaſſenen 
Circularverordnung Folgendes verfügt: 

ad 1. Die nach § 14 J. „Anmerkung“ der proviſoriſchen Vorſchrift zur Super⸗ 
arbitrirung der Mannſchaft und dem Reſcripte vom 8. Juni 1870, Abth. 2, Nr. 3223, 
krankheitshalber zur Beurlaubung gelangenden Perſonen des Mannſchaftsſtandes find, 
wenn die chefärztlich beantragte Urlaubszeit die Dauer von drei Monaten nicht über⸗ 
ſchreitet, nur in dem Falle unmittelbar dauernd zu beurlauben, als fie vor Ablauf der 
gedachten Zeit in den Anſpruch auf die dauernde Beurlaubung nach der Reihe des 
Dienſtalters treten. 

Lautet jedoch der chefärztliche oder Antrag der Superarbitrirungscommiſſion 
auf einen längeren als dreimonatlichen Urlaub, ſo hat die dauernde Beurlaubung un⸗ 
mittelbar zu erfolgen, wenn vor Ablauf der gedachten Urlaubszeit entweder die Be⸗ 
treffenden in den Anſpruch auf die dauernde Beurlaubung nach der Reihe des Dienſt⸗ 
alters gelangen oder die Einberufung eines Erſatzes zur Deckung des Abganges im 
Präſenzſtande nach den diesfalls beſtehenden Vorſchriften zuläſſig wird. 

ad 2. Die Beſtimmung des § 89: 4 der Inſtrnction zur Ausführung der 
Wehrgeſetze wird dahin erweitert, daß jenen Recruten, welche nach dem Tage der regel⸗ 
mäßigen Einreichung im Delegirungs⸗ oder Requiſitionswege oder auch bei der zu⸗ 
ſtändigen Stellungscommiſſion zu fremden Truppenkörpern ohne Unterſchied der 
Waffengattung aſſentirt, gleichzeitig eingereiht und vom Aſſentplatze dauernd beurlaubt 
werden, die Militärpäſſe von dem Ergänzungs⸗Bezirkscommaudo auszuſtellen und im 
Namen des betreffenden Truppenkörpers zu unterfertigen ſind. 

Die Eintragung der inzwiſchen offen bleibenden Rubriken des Militärpaſſes, 
welche wie zum Beiſpiel: Unterabtheilung und Grundbuchsblattnummer dem Er⸗ 
gänzungs⸗Bezirkscommando bekannt ſein können, veranlaßt der ſtandeszuftändige 
Truppenkörper auf die im § 25, Punkt 2 und 3 der erſtgenannten Inſtruction vorge⸗ 
zeichnete Art. 

Bei dieſer Gelegenheit fand das Reichskriegsminiſterium anläſſig der gemachten 
Wahrnehmung, daß die Militärpäſſe nur unvollſtändig und nicht mit der erforderlichen 
Genauigkeit ausgefüllt werden, namentlich aber bei Feſtſtellung der Evidenz, Zuſtändig⸗ 
keit willkürlich, ohne Rückſicht auf die diesfälligen Grundſätze des § 14 der Inſtruction 
vorgegangen wird, auf die im § 11, Punkt 3 ausgeſprochene Verantwortlichkeit der 
Ausſteller für die deutliche, correcte und vollſtändige Eintragung aller Daten hin⸗ 
zuweiſe 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht an die Landesbehörden 
vom 20. Februar 1872, Z. 98/praes., betreffend Regierungsgeſichtspunkte in der 
altkatholiſchen Bewegung. 

Die als „Altkatholiſch“ bezeichnete Bewegung innerhalb der katholiſchen Kirche 
hat der Regierung inſolange keinen Anlaß zu irgend einer Ingerenz gegeben, als dieſe 
Bewegung auf innerkirchlichem Gebiete verblieb und lediglich den Rechtsbeſtand dog⸗ 
maliſcher Sätze betraf. 

In jüngſter Zeit hat jedoch dieſe Bewegung die rein kirchlichen Gebiete über⸗ 
ſchritten und in jene äußeren Rechtsbereiche hinübergegriffen, für welche nicht die 
Kirchen⸗ fondern die Staatsgeſetze maßgebend find. 

Die Regkerung ſieht ſich daher — in unmittelbarer Fürſorge für eine Reihe 
der wichtigſten bürgerlichen Intereſſen — veranlaßt, den Standpunkt klar zu ſtellen, 
welchen ſie in dieſer Angelegenheit einnimmt, ſowie den k. k. Behörden das diesbezüglich 
durch die Geſetze gebotene Verhalten zu bezeichnen. 

Die Regierung muß die ſogenannten Altkatholiken inſolange als innerhalb der 
katholiſchen Kirche und auf dem Boden des geſchichtlich herausgeſtalteten kirchlichen 
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6 des Gefetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49 ihrem Austritte aus der Kirche 
den vorgeſchriebenen Ausdruck gegeben haben. 

Würde ein ſolcher Schritt ſeitens der „Altkatholiken“ rechtsförmlich vorge⸗ 
nommen, dann ſtünden denſelben allerdings jene Rechte offen, welche Artikel 16 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl Nr. 142 einräumen, während 
bezüglich ihrer Eheſchließungen, Eheaufgebote, überhaupt bezüglich aller ihrer Civil⸗ 
ſtands⸗Acte das Geſetz vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51 maßgebend ſein würde. 

Inſolange aber ein ſolcher Schritt nicht geſchehen ift, kann die Regierung zur 
Ausübung jener ftaatlichen Functionen, welche der Seelſorgegeiſtlichkeit der geſetzlich 
anerkannten Bekenntniſſe anvertraut ſind, nur diejenigen Prieſter als legitimirt an⸗ 
ſehen, welche nach den beſtehenden Geſetzen und kirchlich⸗ſtaatlichen Einrichtungen als 
die ordentlichen Seelſorger jener Bekenntniſſe erſcheinen. Es entbehren daher insbe⸗ 
ſondere alle von ſogenannten altkatholiſchen Geiſtlichen geführten Civilſtandsregiſter 
(Tauf⸗,Trauungs⸗ und Sterbe⸗Matriken) der öffentlichen Eigenſchaft und Glaub: 
würdigkeit und iſt dieſen Geiſtlichen die Führung derartiger quafläntlichen Regiſter 
und die Ausſtellung von Zeugniſſen über die daſelbſt eingetragenen Acte unter An⸗ 
drohung der geſetzlichen Folgen (kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. 
Nr. 96) zu unterſagen. 

Es ſteht ferner mit Rückſicht auf die $$ 74 und 75 a. b. G. B. zu gewärtigen, 
daß vor ſolchen Geiſtlichen geſchloſſene Ehen von den zuſtändigen Gerichten für un⸗ 
giltig erklärt werden. Denn bei dem offenbaren Mangel eines geſetzlich anerkannten 
Organismus der Altkatholiken kanu weder die Verſammlung jener Gläubigen als or⸗ 
dentliche Pfarrgemeinde, noch können ihre Seelſorger als ordentliche Seelſorger im 
Sinne des Geſetzes angeſehen werden. 

Es ſind ſomit ſowohl Brautleute als Seelſorger unter Hinweiſung auf die 
Strafbeſtimmungen wegen Eingehung geſetzwidriger Ehen, ſo wie auf die nachthei⸗ 
ligen geſetzwidrigen Folgen ungiltiger Eheſchließungen zu belehren und iſt eventuell 
weiterhin das geſetzliche Amt zu handeln. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. u. k. Generalconſuls Dr. Karl 
Prineig von Genua nach Odeſſa und des k. u. k. Generalconſuls Franz Ritter v. 
Soretié von Serajevo nach Genua, fo wie die Berufung des beim k. u. k. General⸗ 
conſulate in Belgrad in Verwendung ſtehenden k. u. k. Conſuls Dr. Svetozar Theo⸗ 
dorovis zur Leitung des k. u. k. Generalconſulates in Serajevo unter Verleihung 
des Titels und Charakters eines k. u. k. Generalconſuls an denſelben mit Nachſicht der 
Taxen genehmigt. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Landesvertheidigung 
in Rohr v. Rohrau den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes tarfrei 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſionirten Vorſtande der Wiener Steueradmini⸗ 
ſtration Hofrath Johaun Hähnel den Orden der eiſernen Krone III. Cl. taxfrei ver⸗ 
liehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne I. Cl. Joſeph Klingler in 
Meran den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Poſtamtscontrolor Joſeph Trutter in Wien das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Verwalter des n. 5 Finanz⸗Landes⸗Oekonomates 
Friedrich Hintring er anläßlich deſſen Penſtonirung das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Rang eines Miniſterialfecretärs be⸗ 
kleideten Miniſterialconcipiſten Dr. Rudolf Franz eine Miniſterialſecretär sſtelle 
extra statum im Miniſterium für Cultus und Unterricht verliehen. 


Erledigungen. 


Oberfinanzrathsſtelle bei der mähriſchen Finanzlandesdirectlon mit 
3000 fl. Gehalt jährlich, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 59.) 

Oberingenieursſtelle mit 1500 fl. Gehalt, eventuell 1300 fl jährlich 
für den Staatsbaudienſt in Galizien, bis 10. April. (Amtsbl. Nr. 61.) 

Officialsſtelle bei der Landesregierung in Krain mit 600 fl. Gehalt jähr⸗ 
lich und dem Vorrückungsrechte in die 700 fl. und 800 fl. bis 30. März. (Amtsblatt 
Nr. 62.) 

Ingenieur sſtelle ſtädtiſche in Ung.⸗Weißkirchen mit 720 fl. Gehalt, bis 
15. April. (Amtsbl. Nr. 62.) 

Ingenieur sſtelle zweiter Claſſe bei der Bukowiner k. k. Landesregierung 
mit 1000 fl. Jahresgehalt, eventuell Bauadjunctenſtelle erſter Claſſe mit 800 fl. 
ſowie ee mit 700 fl. Jahresgehalt, bis 6. April. (Amtsblatt 
Nr. 63. 
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